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GEWERKSCHAFTLICHE
RUNDSCHAU

MONATSSCHRIFT DES SCHWEIZERISCHEN GEWERKSCHAFTSBUNDES
ZWEIMONATLICHE BEILAGEN: « BILDUNGSARBEIT» UND «GESETZ UND RECHT»

HEFT 1 - JANUAR 1967 - 59.JAHRGANG

Uber das Mitbestimmungsrecht

Redaktionelle Vorbemerkung

Mehr als mancher andere Artikel gibt uns der nachstehende Anlal},
wieder einmal festzuhalten, daB die Mitarbeiter der «Gewerkschaftlichen
Rundschau» in erster Linie ihre personliche Auffassung vertreten, die
sich nicht notwendigerweise mit derjenigen des verantwortlichen Redak-
tors oder gar mit der offiziellen Stellungnahme der zustindigen Organe
des Gewerkschaftsbundes zu decken braucht. Die Redaktion der «Rund-
schau» hat aber immer Wert darauf gelegt, ernsthaft erarbeiteten Auf-
fassungen Raum zu geben, auch wenn sie sich nicht mit dieser offiziellen
Stellungnahme des Gewerkschaftsbundes decken, ja ihr sogar wider-
sprechen.

Der Auffassung unseres geschiitzten Mitarbeiters Oscar Miiller iiber die
Mitbestimmung wire manches entgegenzusetzen. Es lige etwa auf der
Linie dessen, was wir zum Artikel von Markus Schelker, Basel, iiber die
Gewinnbeteiligung («Wege zur Wirtschaftsdemokratie», «Gewerkschaft-
liche Rundschau», Sept. 1965, S. 237 ff., inshesondere im ersten ganzen
Abschnitt auf Seite 243) gesagt haben. Mithestimmung nach der weil-
gehenden Auffassung, wie sie Kollege Miiller und seine Gewihrsleute ver-
stehen, ist u.E. in der kapitalistischen Wirtschaftsweise mit ihrem Lohn-
arbeiterverhiiltnis unmoéglich und mufl konsequenterweise dazu fiihren,
die Frage des Wirtschaftssystems iiberhaupt aufzuwerfen. Die Behaup-
tungen iiber die Erfahrungen mit dem Mitbestimmungsrecht in der Bun-
desrepublik werden soviel wir sehen, durch Berichte aus Deutschland
kaum gestiitzt, und die Feststellungen iiber die Hiufigkeit des Stellen-
wechsels in Mitbestimmungs- und Nicht-Mitbestimmungsbetrieben wiirden
eine genauere Ueberpriifung erheischen.

Uns scheint, die Erwartungen beziiglich der Auswirkungen des Mit-
bestimmungsrechtes seien sehr stark von idealistischem Wunschdenken
geprigt, das die Natur des Menschen allzusehr auBer acht lasse. Dieser
Idealisierung der Menschennatur verfallen heute gerade auch religiose
and kirchliche Kreise ebenso stark, wie sie frither die wirtschaftliche und
soziale Lage der arbeitenden Menschen unterbewerteten und vernachlas-
sigten. Redaktion «Gewerkschaftliche Rundschaus.

Um was geht es eigentlich im Kampf um das Mitbestimmungs-
recht? Es geht nicht darum, den privaten Unternehmer auszu-
schalten und den Privateigentimer und den Besitzer von Pro-
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duktionsmitteln zu enteignen. Es wird auch nicht gegen die
Unternehmungsleitung an sich Sturm gelaufen. J eder verniinftige
Arbeitnehmer wei3, daB ohne Befehlsgewalt, ohne Autoritiit, ohne
Befolgung der Anweisungen der Unternehmungsleitung kein Unter-
nehmen funktionieren kann. Die Arbeitnehmer wehren sich aber
heute mehr und mehr dagegen, daB die Interessen des Eigentiimers
oder der Eigentiimer eines Unternehmens allein oder doch vorwie-
cend maBgebend sein sollen. Sie lehnen sich dagegen auf, dal das
Eigentumsrecht als Herrschaft iiber Sachen und Produktionsmittel
zu einer nur wenig durch Staatsgesetze und Gesamtarbeitsvertrage
beschrinkten Herrschaft iiber Personen berechtigten und allein das
Recht verleihen soll, die Unternehmungsleitung zu iibernehmen oder
zu bestellen, Abteilungsleiter zu ernennen und Personalpolitik zu
betreiben. Die Arbeitnehmer wollen heute in der Fiihrung eines
Unternehmens als gleichberechtigte Partner des Unternehmers mit-
reden und mitbestimmen. Darum geht es im Kampf um das Mit-
hestimmungsrecht.

Die heutige Stellung des Arbeitnehmers im Betrieb

Triftige Griinde fiir das volle Mitbestimmungsrecht der Arbeit-
nehmer erkennen wir, wenn wir die heutige Stellung des Arbeit-
nehmers im Betrieb und deren nachteiligen Folgen fiir alle, fiir die
Arbeitnehmer, die Unternehmer und die Oeffentlichkeit betrachten.

Wihrend sich die Unternehmer groBter Entscheidungsfreiheit in
Betrieb und Wirtschaft erfreuen, sind heute die meisten Arbeit-
nehmer fast von jeder Moglichkeit ausgeschlossen, in ihrem Arbeits-
und Berufsleben nach eigener Initiative und Verantwortung zu han-
deln. Diese beklagenswerte Tatsache hat auch das zweite Vatikanische
Konzil in seiner «Pastoralkonstitution iiber die Kirche von heute»
ausdriicklich festgestellt (s. Ausgabe Rex-Verlag, Luzern, S. 57).

Prof. Dr. A.Rich zeichnet die Lage des Arbeitnehmers im heu-
tigen Unternehmen wie folgt: Der Mensch als Arbeitskraft wird
vorwiegend unter dem Gesichtspunkt der maximalen Ausnutzung
der maschinellen Produktion betrachtet. Der Mensch wird zum
bloBen Zubehsr der Maschine, zum bloBen Produktionsfaktor und
Objekt in der Wirtschaft. Anstatt Wirtschaftsbiirger ist der Arbeit-
nehmer bloBer Wirtschaftsuntertan, in seiner Arbeit fremdbestimmt
und ganz von auBen geleitet. Er ist ohne personliche Verantwortung
und hat kein Recht auf Mitbestimmung und Mitentscheidung im

Betrieb. Er ist nur Befehlsempfinger und nur verantwortlich fir
die prizise Ausfithrung der erhaltenen Befehle (102, 143, 238) 1.

1 Vgl. dazu das ausgezeichnete Werk von Prof. Dr. A. Rich «Christliche Existenz
in der industriellen Arbeitswelt», Zwingli-Verlag, Ziirich. Wir haben manche
Gedanken und Darlegungen dieses Werkes fiir unseren Artikel verwendet, und
die Zahlen in Klammern verweisen auf die ausgewerteten Stellen bzw. Seiten
dieses Werkes.
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In einem Vortrag «Verantwortliche Existenz in der technisierten
Welt» vor der Ziircherischen Schulsynode, Juni 1963, sagte Prof.
A. Rich iiber den heutigen Arbeitnehmer: Er ist in seiner Arbeit
nicht das, was er eigentlich als Mensch sein sollte, nicht bestimmende
und dabei verantwortliche Person, sondern bestimmtes, auf gewisse
Arbeitsfunktionen reduziertes Instrument, das im Rahmen einer
minuzidés geplanten Produktionsorganisation sachgerecht zu funk-
tionieren hat. Der Arbeitnehmer sieht sich um seine Spontaneitat
und um sein echtes Personsein gebracht, zu einer bloen Funktion,
zu einem anonymen Ridchen im Betriebsganzen reduziert. Er hat
lediglich als ein untergeordneter F unktionir die ihm vorgegebenen
Arbeitsentscheidungen mit automatenhafter Zuverlassigkeit auszu-
fiihren, was man heute mit «Gewissenhaftigkeit verwechselt. Der
Arbeitnehmer ist zu einer bloBen Arbeitskraft «funktionalisiert»
worden. Er ist eingespannt in eine zentralistische und hierarchische
Betriebsstruktur. Die entscheidende Befehlsgewalt im Unternehmen
liegt einseitig bei einer schmalen Spitze, wihrend die breite Basis
sich ebenso einseitig aus bloBen Befehlsempfingern rekrutiert. Und
dabei darf nicht iibersehen werden: diese hierarchisch-zentrali-
stische Betriebsstruktur ist nicht streng sachlich bestimmt, sondern
wurzelt in hohem MaBe teils in patriarchalischen und teils in kapi-
talistischen Traditionen.

Folgen der heutigen Stellung des Arbeitnehmers
in der Unternehmung

Will man die Folgen der heutigen Stellung des Arbeitnehmers
im Unternehmen richtig erfassen, dann mufl man bedenken: Das
UnbewuBte des Menschen kann sich gegen Dauereinwirkungen des
ihn beschiifticenden Betriebes nur schwer abschirmen (Gerwig).
Der Betrieb ist nicht nur eine produktionstechnische Einheit, son-
dern auch ein Sozialgefiige von besonderer Prigungskraft. Die
Erlebnisse im Betrieb haben auf das Denken und Urteilen der
Betriebsangehorigen einen bestimmenden EinfluB: sie erscheinen
sozusagen als Spiegelbild der Gesellschaft und formen das Welt-
bild, die sozialen, politischen und religiésen Auffassungen der
Betriebsangehorigen. Die Art und Weise, wie der Arbeitnehmer
im Unternehmen der Autoritit und Befehlsgewalt, dem Privat-
eigentum, Erwerb und Beruf, der Behandlung des Menschen begeg-
net, beeinfluBt deshalb auch in hohem MaBle die Auffassungen,
welche die Arbeitnehmer von der Autoritit, vom Privateigentum,
Erwerb, Beruf und Menschen haben.

Ist nun der Arbeitnehmer nur rechtloser Befehlsempfinger im
Betrieb, dann muB sein Verstiandnis fiir die in jeder Gemeinschaft
notwendige Autoritit und Leistungsinstanz leiden. Es wird in ihm
ein krankhafter Widerspruchsgeist geweckt. Der Arbeitnehmer wird
dazu verleitet, Autoritit gleich Macht und Gewalt zu setzen. Die
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Verweigerung des Mitbestimmungsrechtes muB notwendigerweise
Klassenkampfinstinkte wachrufen. Ebenso muB der Sinn fiir per-
sonliches Eigentum schweren Schaden nehmen. Wem im Namen
des Privateigentums das Mitbestimmungsrecht verweigert wird, dem
kann man eine iiberkritische Einstellung zum Privateigentum nicht
verargen. Die kollektivistische Ideologie ist ja in privatkapita-
listischen Betrieben entstanden, in denen der Arbeiter ausgebeutet
und unterdriickt wurde und kein Mitbestimmungsrecht besaBl, —
Auch der Beruf wird zum bloBen Job und Geldverdienen entarten,
wenn in ihm kein Raum vorhanden ist fiir freie persénliche Ent-
scheide und Entschliisse. Er wird zu einer seelenlosen Tatigkeit,
zu der kein inneres Verhiltnis mehr gefunden werden kann. Er ist
nur noch Einkommensquelle und Weg, um auf rationellste, schnellste
und bequemste Weise die Mittel zu erwerben, die den GenuB des
Lebens gewihren. Die Auffassung, daB8 jeder Beruf ein Auftrag
Gottes ist und eine Berufung zum Dienst am Mitmenschen, wird
untergraben. Der Mensch fliichtet aus der Arbeit, verfillt einem
hektischen Freizeitbetrieb und einer ungesunden Konsumwut. Kann
sich der Mensch im Beruf nicht als Triger freier Entscheidungen
in der Mitbestimmung erfahren, dann ist die Gefahr grof3, daB er
auch auBerhalb seines Berufes verlernt, Verantwortung und freie
Entscheidungen zu iibernehmen. Er wird passiv, veraniwortungslos,
gleichgiiltig (239). Er verliert vielfach jedes Interesse fiir sein demo-
kratisches Wahl- und Stimmrecht und nimmt keinen Anteil mehr
am politischen und staatlichen Leben. Die heute oft so groBe Stimm-
faulheit hiangt zusammen mit der reinen Objektstellung des Arbeit-
nehmers im Betrieb. «Wer als industrieller Funktionir in seiner
Arbeit kein Gesicht hat, wird schwerlich als Vater in der Familie
ein Gesicht haben. Und wer im Betrieb keine Stimme hat, weil es
fir ihn keine Mithestimmung gibt, wird es sich angewohnen, auch
als Biirger stimmlos zu sein.» (Prof. A.Rich im oben erwihnten
Vortrag «Verantwortliche Existenz in der technisierten Welt.»)

SchluBfolgerung:

Das Mitbestimmungsrecht muB eingefiihrt werden

Die Folgen, die sich aus der heutigen Stellung des Arbeitnehmers
im Unternehmen und der Verweigerung des Mitbestimmungsrechtes
ergeben, sind fiir alle schwerwiegend, fiir den Arbeitnehmer, fiir
das Volk und unsere demokratischen Einrichtungen. Und auch fiir
die Wirtschaft: was den Arbeitnehmer sittlich und seelisch schi-
digt, schiadigt auch die Wirtschaft. Die Verweigerung des Mit-
bestimmungsrechtes fordert die Vermassung und bedroht dadurch
unsere freiheitliche und demokratische Gesellschaftsordnung. Es
mufl deshalb fiir den Arbeitnehmer im ProduktionsprozeB und
Betrieb wieder Raum fiir Mitverantwortung und Mitbestimmung
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zuriickgewonnen werden (239). An der Willensbildung im Unter-
nehmen darf nicht mehr nur die industrielle Hierarchie, die Arbeit-
geber- und Kapitalseite beteiligt sein. Dem Arbeitnehmer muB das
Mitbestimmungsrecht eingeraumt werden. Der Arbeitnehmer muB
zum gleichberchtigten Mitunternehmer aufsteigen. Von einem blo-
Ben Wirtschaftsuntertan ohne Mitbestimmungsrecht kann und darf
man kein echtes VerantwortungshewuBtsein fiir den Betrieb erwar-
ten. Es liegt deshalb gar nicht im Interesse der Unternehmen, wenn
die Herrschaftsverhiltnisse in ihrem Raum ausschlieBlich zugunsten
der Unternehmer spielen. Prof. Rich schreibt: «Wenn im Unter-
nehmen als Beirieb der Mensch sein volles Recht bekommen und
der Betrieb als Unternehmung leistungsfihig bleiben soll, dann
diirfen weder die Belange der Betriebsangehdrigen noch diejenigen
derer, die mit der Unternehmensfiihrung betraut sind, allein bestim-
mend sein. Beide Interessenkreise haben sich kooperativ zu ver-
halten, was, wenn iiberhaupt, nur auf dem Wege einer partnerschaft-
lichen Mitbestimmung erreichbar ist (248).» (Vgl. auch «Christ und
Arbeit in der modernen Gesellschaft», Bericht iiber einen Vortrag
Prof. Richs an der ETH, «NZZ», 5.4.66, Nr. 1509.) Und es ist
bekannt: erhéhte Verantwortung steigert die Leistungsfihigkeit.
Ohne Mitbestimmungsrecht gibt es deshalb keinen optimalen Be-
triebserfolg.

Was weiter zu beachten ist

Ein Unternehmen ist nicht nur eine Einrichtung, in das Geld
und Kapital hineingesteckt wird, um Gewinne zu erzielen. Es ist
mehr als nur eine Einrichtung zur Erstellung von Giitern und zum
Anbieten von Dienstleistungen. Es ist nicht nur eine Arbeitsstitte,
wo man seinen Lebensunterhalt verdient. Es ist eine Vereinigung
von freien und selbstverantwortlichen Personen, die nach dem Eben-
bild Gottes geschaffen sind. Im Unternehmen darf deshalb der
Mensch nie als bloBer Produktionsfaktor eingesetzt und gewertet
werden. Arbeitsbedingungen, bei denen der Arbeiter bloB als Erwerbs-
mittel und nicht als freie und verantwortungsfihige Person behan-
delt wird, sind eine Schande. Die Arbeitnehmer wollen im Unter-
nehmen nicht blo§ ihren Lebensunterhalt verdienen, sondern durch
ihre Arbeit auch ihre Fihigkeiten und Personlichkeitswerte ent-
falten. (Vgl. «Pastoralkonstitution iiber die Kirche in der Welt von
heute», Abschn. 9 und 27.) Der arbeitende Mensch hat ein Recht
darauf, nicht bloBer Befehlsempfinger und ausfiihrendes Organ
zu sein. An dem Platz, wo er steht, soll ihm so viel Entscheidungs-
freiheit und Gestaltungsméglichkeit gegeben werden, als es immer
moglich ist. Er soll alles selber regeln, was nicht von einer iiber-
geordneten Stelle geregelt werden muB. Er braucht nicht mehr, als
es notwendig ist, sich in seine Arbeit dreinreden zu lassen. Jeder
soll an seinem Platz so viel Entscheidungsbefugnis besitzen, als mit
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dem geordneten Betriebsablauf vereinbar ist, und so viel Verant-
wortung tragen, wie er ohne Ueberlastung tragen kann. (Vgl. O. v.
Nell-Breuning, «Wirtschaft und Gesellschaft heute», S. 112 und 113.)
«In der menschlichen Natur selbst ist das Bediirfnis angelegt, da8,
wer produktive Arbeit tut, auch in der Lage sei, den Gang der Dinge
mitzubestimmen.» (Johannes XXIII. in «Mater et magistra».) Nur
dann, wenn in einem Unternehmen diese Grundsitze die Politik
der Unternehmungsleitung und die Produktionsmethoden bestim-
men, hat die Betriebsleitung auch wahre und willig anerkannte
Autoritit und kann der Arbeitnehmer auch wahrhaft Mensch sein.

W eitere gewichtige Griinde fiir das Mitbestimmungsrecht

Das Recht, ein Unternehmen zu leiten, stellt eine groBe Macht-
befugnis iiber Menschen dar. Je groBer die Macht, desto groBer auch
die Gefahr und Moglichkeit eines MiBbrauchs der Macht. Und
ungeteilte Macht ist hochst gefihrlich. Deshalb sollen ihre Triger
im Betrieb gemeinsam in Gleichberechtigung von Kapitalgebern und
Arbeitnehmern bestellt werden. «Nicht um die Fiihrungsgruppe an
der legitimen und verniinftigen Ausfiihrung ihrer Aufgaben zu hin-
dern, sondern um sie zu néotigen, dies in stindiger Riicksichtnahme
auf die interessenmiBig entgegenstehenden Kreise zu tun. Man muf3
sich dariiber klar werden, da8 reale Partnerschaft zwischen den
Kontrahenten in der sozialen und politischen Wirklichkeit von heute
Auseinandersetzung und Kampf nicht ausschliefit, sondern ein-
schlieB3t (259.»

Und es sei auch erwihnt, weshalb das Zweite Vatikanische Kon-
zil das Mitbestimmungsrecht befiirwortet:

«In den Wirtschaftsunternehmungen sind Personen miteinander
vereinigt, das heiBt freie und selbstverantwortliche, nach dem Eben-
bilde Gottes geschaffene Menschen. Deshalb soll, unter Beachtung
der verschiedenen Aufgabenbereiche eines jeden, sei es der Eigen-
tiimer oder der Arbeitgeber, sei es der Unternehmungsleiter wie der
Arbeitnehmer, sowie unbeschadet der notwendigen Einheit der
Werksleitung, durch in geeigneter Weise zu bestimmende Formen
die titige Teilnahme aller an der Mitverwaltung der Unternehmen
und an ihrem Ertrag gefordert werden. Da aber sehr haufig nicht
mehr im Unternehmen selbst, sondern auf héherer Ebene von iiber-
geordneten Institutionen iiber den Gang der wirtschaftlichen und
sozialen Verhiltnisse entschieden wird, von denen das kiinftige
Schicksal der Arbeiter und ihrer Kinder abhingt, miissen sie auch
an deren Zustandekommen teilhaben, und zwar personlich oder
durch frei gewihlte Vertreter.» («Pastoralkonstitution iiber die
Kirche in der Welt von heute», Nr. 68.)

Im Unternehmen wird also iiber soziale und wirtschaftliche Ver-
hiltnisse entschieden, von denen das kiinftige Schicksal der Arbeit-
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nehmer und ihrer Familien abhiingt. Deshalb miissen die Arbeitneh-
mer auch gleichberechtigt an der Entscheidung iiber diese wirt-
schaftlichen und sozialen Verhiltnisse teilnehmen kénnen. Ohne
Mitbestimmungsrecht sind die Arbeitnehmer nur rechtlose Objekt
der Unternehmerpolitik.

0. v. Nell-Breuning schreibt: «Formal gesehen, bewegt sich der
Unternehmer in dem ausschlieBlich ihm zustehenden Rechtsbereich,
wenn er Verfiigungen iiber den in seinem Eigentum stehenden Pro-
duktionsapparat trifft, Geschifte titigt, aus denen ausschlieBlich er
berechtigt und verpflichtet wird. Tatsichlich beriihren seine Ent-
schlieBungen und MaBnahmen die Interesse des Arbeitnehmers,
sind fiir diesen nicht selten von schlechthin schicksalshafter Bedeu-
tung. Eine miindig gewordene Arbeiterschaft, die diese Zusammen-
hinge erkennt, stellt das Begehren nach Einwirkung auf diese Ent-
schlieBungen und MaBnahmen des Unternehmers, mindestens aber
nach Kontrolle. Es ist der ganz natiirliche Gedanke: wo es um meine
Interessen, gar um mein Schicksal geht, will ich mitsprechen.» Hinzu
kommt die Erfahrung, daB die EntschlieBungen des Unternehmers
nicht immer den Interessen der Belegschaft gebiihrende Rechnung
tragen, daB diese EntschlieBungen nicht immer volkswirtschatlich
weise sind. Die Arbeitnehmerschaft glaubt, nicht allein in ihrem
eigenen Interesse, nein, im objektiven Interesse der Volkswirtschaft
insgesamt eine Korrektur anbringen zu miissen dergestalt, dafl an
die Stelle der einseitigen Bestimmung durch den Unternehmer, das
«Kapital> (will sagen: das Kapital-Interesse!), die zweiseitige Be-
stimmung durch Kapital und Arbeit, die Mitbestimmung der Arbeit
tritt.» («Wirtschaft und Gesellschaft heute», S. 159.)

Einwinde gegen das Mitbestimmungsrecht

Mitbestimmung, so lautet ein vielgehoriger Unternehmereinwand,
nimmt der Unternehmungsleitung die Entscheidungsfreiheit, lahmt
die Geschiftsleitung im Handeln und zerstort ihre Einheitlichkeit.
Einheitliche Leitung sei unerlaflich.

Auf diesen Einwand antwortete Prof. Rich in seinem so gedie-
genen Werk «Christliche Existenz in der industriellen Welt» fol-
gendermaflen: Gewif3, die Autoritit (Unternehmungsleitung) hat
ihren Platz in der Unternehmung. Sie 1dBt sich schlechthin nicht
beseitigen. In jedem funktionstiichtigen Betrieb mulBl es ein «Oben»
nnd «Unten» geben, Menschen, die Anordnungen treffen, und Men-
schen, die Anordnungen ausfiihren (240, 245). Aber wirklich mensch-
liche Autoritit verwirklicht sich nie in herrischer Autonomie, und
erst recht nicht in knechtischer Heteronomie (Abhingigkeit), wohl
aber in der miindigen Mitmenschlichkeit, welche die einseitige
Abhingigkeit und damit der Herr-Knecht-Struktur in den gesell-
schaftlichen Beziehungen durchbrechen muB} (249): also volles Mit-
bestimmungsrecht in der Leitung eines Unternehmens.



O. v. Nell-Breuning widerlegt obigen Einwand wie folgt: Jede Ver-
antwortung ist teilbar. Haufig liegt die Leitung eines Unternehmens
in den Hinden eines Kollegiums. Das dndert nichts an der Tatsache,
daB nur ein Wille gebildet wird und nur dieser eine Wille ma8-
gebend ist. Gewil3, die Leitung eines Unternehmens kann immer
nur bei einem Menschen oder einem kleinen Kreis von Menschen
liegen. Aber die Bestellung der Unternehmensleitung braucht nicht
nur von der Kapital- und Eigentiimerseite auszugehen. Sie kann
auch von beiden Seiten, vom Kapital und den personlichen Pro-
duktionsfaktoren, also Arbeitnehmer, ausgehen, sich also partner-
schaftlich vollziehen. Einheitliche Betriebsleitung ja, aber durch
einen Mann oder eine kollegial zusammengesetzte Betriebsleitung,
denen die Arbeitnehmer ihr Vertrauen schenkt, die auch gegeniiber
den Arbeitnehmern verantwortlich sind und denen deshalb auch,
wenn notig, das Vertrauen durch die Arbeitnehmer entzogen werden
kann.

Auch von Gewerkschaftsseite werden Einwinde gegen das Mit-
bestimmungsrecht erhoben. Ohne Mitbestimmungsrecht kénne der
Kampf um bessere Lohne, Arbeitszeitverkiirzung und bessere Ar-
beitsbedingungen unbeschwerter gefithrt werden. Der Arbeitnehmer
wiinsche vor allem eine materielle Besserstellung und wiinsche nicht,
durch Mitverantwortung fiir die Unternehmensfiihrung belastet zu
werden.

Diese gewerkschaftlichen Einwinde vergessen vor allem, dall es
beim Mitbestimmungsrecht nicht nur um materielle Interessen geht
(251/2). Es ist ja bereits darauf hingewiesen worden, wie der Aus-
schluB des Arbeitnehmers von der Mitverantwortung in der Unter-
nehmungsleitung die Berufs- und Arbeitsfreude, das personliche
und soziale VerantwortungsbewuBtsein, das Interesse am Allgemein-
wohl, am Staat, an der Politik und den demokratischen Rechten
und Institutionen und damit unsere freiheitliche Gesellschaftsord-
nung untergribt. «<Wer der Verantwortung entwohnt ist, scheut sich
vor Verantwortung», sagt Prof. Rich (256). Der gewerkschaftliche
Einwand, die iiberbetriebliche Mitbestimmung durch das Mittel der
kollektiven Vereinbarungen mit dem Sozialpartner sei ein taug-
licheres Mittel zur Wahrung der Arbeiterinteressen als die inner-
betriebliche Mitbestimmung, geht am Kern des ganzen Problems
vorbei.

Vor allem aber werden die Einwinde gegen das Mitbestimmungs-
recht widerlegt durch die positiven Erfahrungen, die man in Deutsch-
land mit dem Mitbestimmungsrecht macht. Die Verteilung des Be-
triebsergebnisses in Mitbestimmungsbetrieben wird gerechter. Das
Streben nach groBtmoglichem Gewinn unter Minimierung der Lohne
und Sozialleistungen geht zuriick. Die soziale Verantwortung des
Unternehmers wird besser erkannt (253). Die Investitionspolitik wird
vorsichtiger, Ueberinvestitionen werden eher vermieden, und mit

8



all dem wird ein wertvoller Beitrag an die Konjunkturdimpfung
und Geldwertstabilisierung geleistet. Der Stellenwechsel betrigt in
Mitbestimmungsbetrieben nur 4 bis 5 Prozent, in der Schweiz ohne
Mitbestimmungsrecht 25 bis 30 Prozent. Und nicht zuletzt erzieht
das Mitbestimmungsrecht die Arbeitnehmer zur persénlichen und
sozialen Verantwortung, zum VerantwortungshewuBtsein gegeniiber
dem Betrieb und der Wirtschaft sowie zum Verstindnis fiir die Auf-
gaben und Schwierigkeiten der Fiihrung eines Unternehmens. Der
Arbeitnehmer lernt, nicht nur zu fordern, sondern auch zu leisten
und Verstindnis zu haben fiir die realen wirtschaftlichen Méglich-
keiten. Das Vertrauen zwischen Betriebsleitung und Belegschaft wird
gestirkt, denn die Belegschaft weiBl, daB} ihre Interessen von der
Betriebsleitung genauso gewahrt werden wie jene des Kapitals. Das
unfruchtbare Klassenkampfdenken geht zuriick. In einem Betrieb
mit Mitbestimmungsrecht ist der Arbeitnehmer weniger situations-
befangen. Er ist weniger der Gefahr ausgesetzt, Teilinteressen und
Teilgesichtspunkte zu verabsolutieren und alles nur von seiner
Stellung her zu sehen und zu beurteilen. Das Mithestimmungsrecht
vermindert die Gefahr, Ideologien zu verfallen.

Mitbestimmungsrecht und Privateigentum

Besondere Beachtung verdient der Unternehmereinwand, das Mit-
bestimmungsrecht sei unvereinbar mit dem Privateigentum an den
Produktionsmitteln. Auf diesen Einwand hat O. v. Nell-Breuning
erwidert: Eigentum ist Herrschaft iiber Sachen, darf aber nicht ent-
arten zur Herrschaft iiber Personen. Wenden wird diesen Grund-
satz auf das Unternehmen an, so besagt er: Der Eigentiimer der
sachlichen Produktionsmittel ist deren Herr, aber nicht Herr iiber
andere Menschen, ohne die seine sachlichen Produktionsmittel ein
Haufen Schrott sind und nicht mehr. An diesen anderen Menschen,
die eben nicht Objekt, sondern Subjekt des Unternehmens sind,
liegt es, frei zu bestimmen, ob sie bereit sind, die Leitung des Pro-
duktionsprozesses dem Eigentiimer der sachlichen Produktionsmittel
zu tiberlassen und sich insoweit seiner Direktionsbefugnis zu unter-
stellen, oder ob sie nur bereit sind, auf der Grundlage der Gleich-
berechtigung mit ihm zur Leistungsherstellung zusammenzuwirken
und daher verlangen, an der Leitung des unternehmerischen Ge-
schehens beteiligt zu sein. Das Eigentumsrecht berechtigt den Unter-
nehmer nur zu denjenigen Verfiigungen iiber sein Eigentum, die
er allein, ohne fremde Hilfe ausfiihren kann. Bedarf er dazu fremder
Hilfe, so verleiht sein Eigentumsrecht ihm keinerlei Rechtsanspruch
darauf, daB andere Menschen seiner Befehlsgewalt sich unterwerfen,
vielmehr muB er mit ihnen die Bedingungen aushandeln. Diese aber
sind befugt, ihre Mitwirkung davon abhiingig zu machen, daf} ihnen
vollkommen gleichberechtigtes Mithestimmungsrecht eingeraumt
wird.



Weiter muf3 man sich vor Augen halten: Wiahrend die Aktionire
nur sachliche Produktionsmittel (Kapital) zur Verfiigung stellen,
ist die Arbeit der Arbeitnehmer «unmittelbarer Ausflu8 der Person»
und «iiberragt alle iibrigen Elemente des wirtschaftlichen Lebens,
die ja nur instrumentalen Charakter tragen», wie das Zweite Vati-
kanische Konzil in der schon angefiihrten «Pastoralkonstitution»,
Abschnitt 67, ausdriicklich sagt. Es ist deshalb nicht einzusehen,
warum die Bestellung der Unternehmungsleitung nur Recht der
Kapitalbesitzer und nicht ebenfalls gleiches Recht der Arbeitnehmer
sein soll, iiberragt doch die Arbeit an sittlicher Wiirde alle iibrigen
Elemente des wirtschaftlichen Lebens. Auch dann, wenn ein Betrieb
nur einem Unternehmer gehort, soll der Unternehmer seinen Betrieb
gemeinsam leiten mit einem voll gleichberechtigten Vertreter der
Belegschaft.

Zur Einfiihrung des Mitbestimmungsrechtes

Zur fruchtbaren Ausfiihrung des Mitbestimmungsrechtes braucht
es Menschen, die mitbestimmen konnen und auch mitbestimmen
wollen. Und diese Menschen sind nicht ohne weiteres vorhanden,
namentlich in Klein- und Mittelbetrieben. Ueberaus zahlreich und
oft schwierig sind die Probleme, die es in einem Unternehmen
zu l6sen gilt: Produktion und Absatz, kiinftige Entwicklung des
Unternehmens, Investitionen und deren Finanzierung, Kapital-
marktverhaltnisse, eventuelle Betriebserweiterung, Einkaufs- und
Lagerpolitik, Gewinn-, Riicklagen- und Dividendenpolitik, Produk-
tionsmethodenianderung, Preisfestsetzung, Reorganisation, Rationa-
lisierung, Marktforschung usw.; dann Behandlung von Beschwerden,
Antrigen, Wiinschen einzelner und der Belegschaft, Arbeitszeit,
Form der Lohnzahlung, Arbeitsordnung, Ferienplan, Berufsausbil-
dung, Wohlfahrtseinrichtungen, Pensionskasse und Anlage ihrer
Gelder, Arbeitsplatzbewertung, Schicht- und Sonntagsarbeit, die
mannigfachen Personalfragen, Gratifikationen und Gewinnbeteili-
gung, Unfallschutz, Betriebshygiene, Streitigkeiten unter Arbeitern
oder mit Vorgesetzten, Rechtsfragen und manches andere mehr. Der
zur Ausiibung des Mitbestimmungsrechtes berufene Arbeitnehmer
mufl deshalb sittlich und beruflich fiir die Ausiibung seiner Ver-
antwortlichkeiten vorbereitet werden (256). Gewerkschaftsschulen,
Volkshochschulen, die kirchliche Bildungsarbeit in Vereinen, Junger
Kirche, in protestantischen Heimstitten (Boldern z. B.) und katho-
lischen Sozialseminarien und Arbeitervereinen sollten rasch, sach-
dienlich und auch im Hinblick auf das Mitbestimmungsrecht aus-
gebaut werden. «Aber auch schon das Lehrlingsausbildungswesen
hitte im Horizont der Mitbestimmung den Bogen weiter zu spannen
und in der Schulung des industriellen Nachwuchses iiber das Fach-
liche im engeren Sinne hinauszugehen (296).»
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Mit der Einfithrung des Mitbestimmungsrechtes soll aber nicht
lange zugewartet werden unter dem Vorwand, es seien die Arbeit-
nehmer zuerst lange und umfassend darauf vorzubereiten. Die bereits
bestehenden Arbeiter- und Personalkommissionen konnten ausgebaut
und fortschreitend mit neuen Rechten und Pflichten ausgestattet
werden, bis das volle soziale, personale und wirtschaftliche Mit-
bestimmungsrecht erreicht ist. Man beginne zum Beispiel einmal
damit, die Anwirter auf Abteilungs- und Werkmeisterposten gemein-
sam in voller Gleichberchtigung von Unternehmer und Arbeitneh-
mern auszuwihlen und zu bestimmen und in gleicher Weise bei
Entlassungen, Beforderungen oder Versetzungen vorzugehen.

Zur sozialethischen Seite der Mitbestimmung

Es wire eine Illusion, zu meinen, durch das Mitbestimmungs-
recht verschwinden Macht und Autoritit, Unter- und Ueberordnung
aus den Unternehmen. Auch ein Unternehmen mit Mitbestimmungs-
recht der Belegschaft ist auf die Einsicht, Vernunft, Disziplin und
den guten Willen der Mitarbeiter angewiesen. Das Mitbestimmungs-
recht vermag den Willen der Mitarbeiter zur harmonischen und
verstindigen Einordnung in die Betriebsgemeinschaft nicht zu
ersetzen, und es wird nur von Nutzen sein fiir die Arbeitnehmer,
wenn diese ihre Anspriiche an das Unternehmen sachlich zu begriin-
den und verniinftig zu begrenzen wissen. Das Mitbestimmungsrecht
kann und will aber verhindern, daB Macht, Autoritit und Befehls-
gewalt, ohne die kein Unternehmen bestehen und funktionieren
kann, zur Zwangsherrschaft entarten und einseitige Kapitalinter-
essen dienen. Es wird dieses Ziel aber nur in dem MaBe erreichen,
als die Belegschaft gewillt ist, ihr Mitbestimmungsrecht klug und
gerecht auszuiiben und ihrerseit jede kapitalistische Unmoral aus
den eigenen Reihen zu verbannen. Wer das Mitbestimmungsrecht
verlangt und befiirwortet, darf nie vergessen, daB in jedem Men-
schen, auch im Arbeitnehmer, der Kapitalist standig auf der Lauer
liegt und bekiampft werden mufl. Wer den Kapitalisten in jedem
Menschen iibersieht oder bestreitet, verkennt, daB das Mitbestim-
mungsrecht nicht in erster Linie eine Machtfrage, sondern vor allem
ein sozialethisches Problem ist. Von der sittlichen Kultur und dem
Bildungsstand der Arbeitnehmer hingt es letztlich ab, wie einmal
das Mitbestimmungsrecht funktionieren und was aus ihm werden
wird. Man sollte deshalb in Gewerkschaftskreisen die grof3e Bedeu-
tung des versittlichenden Einflusses von Christentum, Kirche und
kirchlicher Bildungsarbeit mehr und mehr wiirdigen und fiir die
Gewerkschaftspolitik auszuwerten verstehen.

Zum Widerstand der Unternehmer gegen das Mitbestimmungsrecht

Wie erklart sich der Widerstand der Unternehmer gegen das Mit-
bestimmungsrecht? Diesem Widerstand liegt eine individualistisch
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verengte Auffassung vom Menschen, Beruf, Menschengliick und
der Autoritdt zugrunde, aber auch Stolz, Machtdrang und Selbst-
sucht verleiten zum Widerstand gegen das Mitbestimmungsrecht.
Der Mensch wird nur verstanden als Selbstvollzug, als ein Wesen,
das fiir sich selbst und durch sich selbst zu existieren hat. Jeder
sei fiir sich seines Gliickes Schmied.

Der Mensch ist aber mehr als nur ein Triger von Anspriichen und
Rechten. Er ist der Bruder seines Nachsten. Er wird nur wahrhaft
Mensch, wenn er, wie das Evangelium sagt, seine Seele verliert,
wenn er sich in sozialer und schopferischer Tat einsetzt fiir seinen
Mitmenschen. Menschsein heif3t nicht nur, fiir sich zu sein und fiir
sich zu sorgen, sondern auch da zu sein fiir andere und fiir andere
zu sorgen. Mensch sein heiflt auch, verantwortlich fiir andere leben.
Deshalb ist auch der Beruf nicht nur Broterwerb und Mittel, seine
personliche Anlagen, Neigungen und eigensten Wiinsche zu reali-
sieren und um sich in der Welt zur Geltung zu bringen (Prof.
A. Rich). Nein, der Beruf ist auch Dienst am Nichsten und an
der Gemeinschaft. Unternehmertitigkeit ist auch beruflicher Ein-
satz fiir Belegschaft und Mitarbeiter. Deshalb haben die Unterneh-
mer und Vorgesetzten im Betrieb nie nur eine leitende Stellung fiir
sich selber, sondern auch, um andere als Personlichkeit zu fordern,
um auch die Anlagen und Fahigkeiten ihrer Mitarbeiter zu mehren,
wachsen und sich entfalten zu lassen. Zu den wichtigsten Anlagen
und Fahigkeiten des Menschen gehéren aber das Vermogen und
Verlangen, aus eigenem Antrieb, Entschlu8 und in Freiheit verant-
wortlich zu handeln. «<Wenn die Gemeinschaft allein auf Gewalt
aufgebaut ist, so ist sie nicht menschlich; die einzelnen haben keine
Freiheit mehr, wihrend sie doch im Gegenteil zur Lebensentfaltung
und zur Erreichung der Vollkommenheit anzuspornen sind.» Der
Mensch will nie nur gleichsam als Sache ohne Verstand und Frei-
heit eingeschitzt und so von andern beniitzt werden. (Vgl. «<Pacem
in terris», Abschn. «VerantwortungsbewufBltsein» und «Zeichen der
Zeit».) Deshalb beansprucht heute der Arbeitnehmer das Mitbestim-
mungsrecht!

Auch der Unternehmer kommt nur dann zu seinem eigentlichen
Menschsein, wenn er seinen Mitarbeitern gewihrt, was er fiir sich
selber beansprucht: aus eigenem Antrieb und EntschluBl in Freiheit
verantwortlich zu handeln. Sehen einmal die Unternehmer ein, daf3
das wahre Lebensgliick des Menschen nicht nur in hohem Einkom-
men, Konsum, Lebensstandard, Machtausiibung, Prestige, Wissen
und Selbstentfaltung besteht, sondern ebenso und noch viel mehr
im menschlich-mitmenschlichen und verantwortlich Leben mit
andern und fir andere, dann werden sie auch ihren Widerstand
gegen das Mitbestimmungsrecht aufgeben.

Oscar Miiller, Ziirich

12



	Über das Mitbestimmungsrecht

